
 

AD\940338DE.doc  PE510.555v02-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

  

 EUROPÄISCHES PARLAMENT 2009 – 2014 

 

Ausschuss für Kultur und Bildung 
 

2013/2045(INI) 
20.6.2013 

STELLUNGNAHME 

des Ausschusses für Kultur und Bildung 

für den Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten 

zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit: Mögliche Auswege 

(2013/2045(INI)) 

Verfasser der Stellungnahme: Emilio Menéndez del Valle 

 



 

PE510.555v02-00 2/9 AD\940338DE.doc 

DE 

PA_NonLeg 



 

AD\940338DE.doc 3/9 PE510.555v02-00 

 DE 

VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Kultur und Bildung ersucht den federführenden Ausschuss für 

Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass die Bildungs- und Ausbildungspolitik bei der Bekämpfung der 

hohen Jugendarbeitslosigkeit von entscheidender Bedeutung ist; in der Erwägung, dass 

höhere und zielgerichtetere Investitionen in die berufliche Aus- und Weiterbildung, die 

Hochschulbildung und die Forschung sowie flexible Lehrpläne und eine verbesserte 

Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und dem Bildungssektor notwendig sind, um der 

schnellen Weiterentwicklung des Arbeitsmarktes Rechnung tragen zu können; 

B. in der Erwägung, dass duale Ausbildungssysteme von einer engen Zusammenarbeit 

zwischen dem öffentlichen und dem privaten Sektor abhängen, wobei die Sozialpartner in 

hohem Maße eingebunden werden müssen; in der Erwägung, dass in Mitgliedstaaten mit 

einer stark institutionalisierten Wechselwirkung zwischen Bildungssystem und 

Arbeitsmarkt die Jugendarbeitslosigkeit auffallend niedrig ist; 

C. in der Erwägung, dass Praktika ein nützliches Instrument sind, um Jugendlichen den 

Übergang vom Ausbildungssystem zum Arbeitsmarkt zu erleichtern und diesen zu 

unterstützen; in der Erwägung, dass ein Praktikum auf einer Ausbildungsstrategie basieren 

muss, Arbeitgeber stattdessen aber Praktika regelmäßig als Möglichkeit ausnutzen, billige 

und wenig geschützte Arbeitskräfte einzustellen und immer mehr junge Europäer häufig 

mehrere nicht bezahlte oder unterbezahlte Praktika absolvieren müssen, bevor sie einen 

festen Arbeitsplatz finden; 

D. in der Erwägung, dass die Verschärfung der Wirtschafts- und Finanzkrise, die 

Haushaltskürzungen und sonstigen Sparmaßnahmen besonders in den wirtschaftlich 

schwächeren Mitgliedstaaten zu einem Rückgang der Qualität der Bildung geführt und 

direkt die Aussichten junger Menschen verschlechtert haben, Zugang zu Bildung und 

Arbeitsplätzen zu erhalten bzw. ihren Platz zu behalten; in der Erwägung, dass zudem die 

steuerliche Belastung der Unternehmen in vielen Mitgliedstaaten hoch ist; 

E. in der Erwägung, dass im Jahr 2011 7,5 Millionen junge Menschen im Alter von 15−24 

Jahren und 6,5 Millionen junge Menschen im Alter von 25−30 Jahren weder einen 

Ausbildungs- noch einen Arbeitsplatz hatten; in der Erwägung, dass die Mitgliedstaaten 

Arbeitnehmern, die ihre Beschäftigung verloren haben, und jungen Menschen, die keinen 

Arbeitsplatz finden können, sozialen Schutz und menschenwürdige Lebensbedingungen 

garantieren müssen; 

F. in der Erwägung, dass die Europäische Investitionsbank Investitionsmittel für Länder 

bereitstellen kann, in denen die Jugendarbeitslosigkeitsquote über dem EU-Durchschnitt 

liegt; in der Erwägung, dass die Europäische Investitionsbank einen regionalen 

Schwerpunkt auf strategische Investitionen legen könnte, um 

Beschäftigungsmöglichkeiten zu verbessern und auszubauen sowie 

Innovationskapazitäten zu entwickeln; 

G. in der Erwägung, dass die Berücksichtigung der Arbeitsmarktanforderungen nicht auf 
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Kosten des Erwerbs einer ersten, möglichst breiten Wissensbasis erfolgen darf, weil es die 

beste Voraussetzung ist, um auf die Schwankungen auf dem Arbeitsmarkt und im Leben 

im Allgemeinen zu reagieren; in der Erwägung, dass die meisten Studien belegen, wie 

wichtig eine hochwertige Bildung bereits im frühen Kindesalter ist, um einen 

Schulabbruch zu verhindern und sicherzustellen, dass Kinder aus stark benachteiligten 

sozialen Verhältnissen bestmöglich integriert werden; 

H. in der Erwägung, dass offene Bildungsressourcen die Qualität und Gerechtigkeit der 

Bildung sowie den Zugang zur Bildung verbessern und durch den Einsatz von 

Informations- und Kommunikationstechnologien sowie neuen Technologien einen 

interaktiven, kreativen, flexiblen und personalisierten Lernprozess erleichtern; in der 

Erwägung, dass offene Bildung durch die Förderung von lebenslangem Lernen zur 

Steigerung der langfristigen Beschäftigungsfähigkeit beiträgt; 

I. in der Erwägung, dass die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Union durch nicht 

abgeschlossene Schulausbildungen ernsthaft beeinträchtigt wird und integrierte 

Maßnahmen benötigt werden, um das im Rahmen der Strategie „Europa 2020‟ bestehende 

Ziel zu erreichen, die Schulabbruchquote unter 10 % zu senken; in der Erwägung, dass 

Schulabbrecher öfter arbeitslos und stärker von sozialer Ausgrenzung bedroht sind; in der 

Erwägung, dass bei der Entwicklung von Wiedereingliederungsprogrammen, mit denen 

Schulabbrechern eine zweite Chance gegeben wird, ein besonderes Augenmerk auf 

gefährdete Gruppen gelegt werden sollte, die der Gefahr sozialer Ausgrenzung in 

erheblichem Maße ausgesetzt sind, um sie zu einer aktiven Beteiligung an der 

Gesellschaft zu ermutigen; 

J. in der Erwägung, dass sich sowohl Schullehrer als auch Hochschuldozenten beispiellosen 

Herausforderungen gegenübersehen, die sich durch das sich rasch wandelnde 

weltwirtschaftliche Umfeld ergeben, in dem es entscheidend ist, neue Fähigkeiten und 

Kompetenzen, innovative Ansätze und moderne Lehrmethoden zu entwickeln, um eine 

erfolgreiche Bildung junger Menschen zu ermöglichen und sie für eine Beschäftigung zu 

befähigen; 

K. in der Erwägung, dass EU-Mobilitätsprogramme im Bereich Bildung und Jugend sowie 

ein früher Fremdsprachenerwerb die Berufsaussichten verbessern und die Mobilität auf 

dem Arbeitsmarkt fördern; in der Erwägung, dass die Mobilitätsprogramme für 

Jugendliche für die Jahre 2014-2020 eine wahre Chance zum Erwerb neuer Kenntnisse 

und Fähigkeiten darstellen und so dazu beitragen, die Beschäftigungsquote junger 

Menschen zu erhöhen; 

L. in der Erwägung, dass im Hinblick auf den Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2014–

2020 eine umfassende Analyse der EU-Mittel, die während des Programmzeitraums 

2007–2013 in Bildung, Ausbildung und Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit investiert 

wurden, notwendig ist; in der Erwägung, dass ein integrierter Ansatz sowie 

Synergieeffekte zwischen den verschiedenen Programmen und Ressourcen aus nationalen 

Mitteln und EU-Mitteln zur erfolgreichen Umsetzung der 

Jugendbeschäftigungsmaßnahmen beitragen werden; in der Erwägung, dass die Politik der 

Union auf lokaler und nationaler Ebene weitergeführt und vor Ort verwirklicht werden 

muss; 
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M. in der Erwägung, dass bestimmte Bereiche wie die Informations- und 

Kommunikationstechnologie, Forschung und Entwicklung und das Gesundheitswesen 

trotz der insgesamt hohen Jugendarbeitslosigkeit zunehmend Schwierigkeiten haben, freie 

Stellen mit qualifizierten Mitarbeitern zu besetzen; 

1. blickt mit großer Sorge auf die Haushaltseinsparungen, die die Mitgliedstaaten in den 

Bereichen Bildung, Ausbildung und Jugend vornehmen, und die dazu führen könnten, 

dass junge Menschen keinen Zugang zu Bildung oder Beschäftigung erhalten, und 

verweist darauf, dass Mittelzuweisungen für Bildungs- und Ausbildungsmaßnahmen eine 

notwendige und unschätzbare Investition in die Zukunft sind; lenkt die Aufmerksamkeit 

auf die Notwendigkeit, europäische Mittel effizienter zu nutzen, um die Schaffung von 

Arbeitsplätzen für Jugendliche zu erleichtern; 

2. fordert die Mitgliedstaaten auf, mit Unterstützung der Kommission gezielte Maßnahmen 

für junge Menschen zu ergreifen, die sich weder in Ausbildung noch in Beschäftigung 

befinden, und ihnen brauchbare Lern- und Ausbildungsangebote zu unterbreiten, damit sie 

die für ihre berufliche Eingliederung oder die Wiedereingliederung in das Bildungssystem 

erforderlichen Kompetenzen und Erfahrungen durch Kurse erwerben können, die ihren 

Problemen Rechnung tragen; 

3. fordert die Mitgliedstaaten auf, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um frühzeitige 

Schulabgänge zu verhindern, die Anzahl der Schulabbrecher zu senken und 

sicherzustellen, dass Angebote des zweiten Bildungswegs von bestmöglicher Qualität 

sind, wodurch die Anzahl der jungen Menschen verringert werden kann, die sich weder in 

Ausbildung noch in Beschäftigung befinden und für die die Gefahr, langzeitarbeitslos zu 

werden, am größten ist; 

4. hebt die Notwendigkeit hervor, allen Menschen eine Bildung und Ausbildung zu 

ermöglichen, erinnert an die wichtige Rolle der Regionen bei der Bildungs-, 

Beschäftigungs- und Mobilitätspolitik und fordert die Nutzung aller Mittel, die den 

Regionen zur Verfügung stehen, um jungen Menschen den Zugang zum Arbeitsmarkt zu 

erleichtern und ihnen dabei zu helfen, ihre Fachkompetenzen zu erweitern;  

5. fordert eine verstärkte Aus- und Weiterbildung des Lehrpersonals, vor allem was moderne 

Didaktik und die Nutzung neuer Technologien angeht; weist darauf hin, dass lebenslanges 

Lernen bereits mit der frühkindlichen Bildung beginnt, und betont, dass dabei vor allem 

die Sprachkompetenzen auf spielerische Art und Weise gefördert werden müssen; 

6. fordert die Mitgliedstaaten und die betreffenden Organe auf, Wissenschaft, Technologie, 

Ingenieurswesen und Mathematik in ihrer Bildungsprogramme aufzunehmen, um dem 

derzeitigen Arbeitsmarkbedarf nachzukommen; 

7. fordert die Einrichtung eines gemeinsamen Systems von Leistungs- und 

Wirkungsindikatoren, um die im Rahmen der verschiedenen Programme einschließlich 

von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen erzielten Fortschritte in Bezug auf Wirksamkeit und 

Effizienz und nicht nur hinsichtlich der finanziellen Umsetzung zu bewerten; 

8. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Beteiligung von Jugendlichen an der Gestaltung 

sektorpolitischer Maßnahmen im Hinblick auf ihre Entwicklung zu fördern; ist der 
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Überzeugung, dass die Jugendpolitik mehr Legitimität und einen Mehrwert erhält, wenn 

junge Menschen an diesen Prozessen wirklich beteiligt werden und nicht nur Beobachter 

bzw. Begünstigte sind; 

9. fordert, dass hochwertige duale Ausbildungssysteme, die theoretischen und praktischen 

Unterricht verbinden, häufiger angewendet werden; betont, dass die Sozialpartner bei der 

Schaffung dieser Systeme unbedingt eingebunden werden müssen; fordert die 

Kommission auf, qualitative Richtlinien für ein modernes duales Ausbildungssystem mit 

einer Liste breit definierter, nicht akademischer europäischer Kernberufe zu erarbeiten; 

10. fordert die Kommission auf, bei der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit aktiv die 

Unterstützung des Privatsektors zu suchen und gemeinsame Initiativen zu starten oder 

sonstige Formen der Zusammenarbeit einzugehen, und rät zur Bildung von 

Partnerschaften mit Unternehmen und von öffentlich-privaten Partnerschaften; begrüßt 

den Vorschlag der Kommission, eine Ausbildungsallianz ins Leben zu rufen, und erwartet 

von der Kommission, dass sie nach Konsultation der relevanten Interessenträger einen 

transparenten europäischen Rahmen für die Sicherstellung der Qualität von Praktika 

vorbereitet; 

11. fordert die Mitgliedstaaten auf, einen gesetzlichen Rahmen zur Sicherstellung der Qualität 

von Praktika und Ausbildungsplätzen zu schaffen, einschließlich angemessener Bezahlung 

und der Anerkennung des erworbenen Wissens als Arbeitserfahrung, und jungen 

Menschen frühzeitig bessere Beratung und Orientierungshilfen zur Verfügung zu stellen, 

damit sie informierte Entscheidungen über ihre künftige berufliche Laufbahn treffen 

können und ihnen der Zugang zum Arbeitsmarkt erleichtert wird; 

12. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Zusammenarbeit und die Beziehungen zwischen 

Unternehmen und dem Bildungssektor auf allen Ebenen zu verbessern, mit dem Ziel, die 

Lehrpläne z. B. durch Allianzen für branchenspezifische Kompetenzen und 

Wissensallianzen besser auf die Anforderungen des Arbeitsmarkts abzustimmen; 

13. fordert die Mitgliedstaaten auf, bestehende Hindernisse für grenzüberschreitende 

Ausbildung, Traineeprogramme und Praktika zu beseitigen, um Angebot und Nachfrage 

bei der Berufsausbildung Jugendlicher besser auf einander abzustimmen und gleichzeitig 

die Mobilität und Beschäftigungsfähigkeit insbesondere in Grenzregionen zu verbessern; 

14. betont, dass die Qualität der Aus- und Weiterbildung verbessert werden muss, damit das 

richtige Gleichgewicht zwischen Bildung und Arbeitsmarktnachfrage hergestellt wird; ist 

der Auffassung, dass die Förderung der Aus- und Weiterbildung nicht auf Kosten der 

Hochschulbildung erfolgen sollte; betont, dass die Interaktion und die Durchlässigkeit 

zwischen beruflicher Aus- und Weiterbildung und Hochschulbildung verbessert werden 

müssen; betont, dass flexiblere Lehrpläne benötigt werden, um den Zugang junger 

Menschen zum Arbeitsmarkt zu erleichtern und eine bessere Anpassung an künftige 

Arbeitsmarktentwicklungen zu ermöglichen; 

15. weist darauf hin, dass es von großer Bedeutung ist, die Qualitätsstandards der 

Hochschulbildung und der beruflichen Aus- und Weiterbildung sowie den Zugang hierzu 

zu verbessern; betont ebenso die Bedeutung des Sprachenlernens in der Schul- und in der 

Aus- und Weiterbildung als Voraussetzung für den weiteren Kapazitätsaufbau, die 
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Mobilität und bessere Einbringung junger Menschen auf dem Arbeitsmarkt; fordert die 

Mitgliedstaaten auf, die Aufnahme von Fremdsprachenunterricht in ihre Bildungssystem 

zu fördern; 

16. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Anerkennung informeller Bildung zu fördern, da diese 

eine entscheidende Rolle dabei spielt, junge Menschen auf den Arbeitsmarkt 

vorzubereiten, indem wesentliche, von Arbeitgebern geforderte Fähigkeiten im Umgang 

mit anderen Menschen entwickelt werden; betont, wie wichtig es ist, bewährte Verfahren 

hinsichtlich des Zugangs von Mädchen und Frauen zur Ausbildung in traditionell eher als 

„männlich“ angesehenen Bereichen und insbesondere im Bereich der neuen Informations- 

und Kommunikationstechnologien (IKT) schnell zu verbreiten; 

17. unterstreicht, wie wichtig es ist, dass junge Menschen sich allgemeine Kompetenzen wie 

IKT-Kenntnisse, Führungskompetenzen, kritisches Denken, Sprachkenntnisse und 

unternehmerische Fähigkeiten auch durch eine Ausbildungsphase im Ausland aneignen, 

um die Aussichten der Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt und ihre Anpassungsfähigkeit 

an künftige Entwicklungen des Arbeitsmarkts zu verbessern; fordert die Mitgliedstaaten 

auf, diesen Kompetenzen im Rahmen ihrer Lehrpläne mehr Bedeutung beizumessen; 

18. fordert die Mitgliedstaaten auf, selbständige Tätigkeiten junger Menschen zu fördern, 

indem unternehmerisches Denken stärker vermittelt wird; betont, dass besondere 

Aufmerksamkeit darauf verwandt werden sollte, die Risikoscheu unter jungen Menschen 

zu senken, da dies eine Vorbedingung für erfolgreiches Unternehmertum ist; fordert 

außerdem, dass von jungen Menschen gegründete und geführte Unternehmen steuerlich 

begünstigt werden, damit sich eine Unternehmenskultur entwickelt und Kapazitäten für 

die Schaffung neuer Arbeitsplätze entstehen; 

19. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Transparenz und Harmonisierung 

bei der Anerkennung von Qualifikationen innerhalb der EU insbesondere durch das 

Europäische Leistungspunktesystem für die Berufsbildung, Europass und den 

Europäischen Qualifikationsrahmen zu verbessern und die Empfehlung des Rates zur 

Validierung nicht formalen und informellen Lernens vollständig umzusetzen; betont die 

Bedeutung einer zügigen Umsetzung und einer Berichterstattung zur Umsetzung dieser 

Initiativen; 

20. begrüßt die Jugendgarantie und fordert die Mitgliedstaaten auf, sich zur effizienten und 

zügigen Umsetzung dieser Garantie zu verpflichten, was auch durch Partnerschaften 

zwischen Arbeitsämtern und Bildungseinrichtungen erfolgen sollte, um so junge 

Menschen direkt nach Beendigung ihrer Schulausbildung zu unterstützen; betont die 

Notwendigkeit, die Garantie auf alle jungen Menschen bis zum Alter von 30 Jahren 

auszuweiten; 

21. weist nachdrücklich darauf hin, dass ausreichend Mittel aus dem Europäischen 

Sozialfonds und anderen EU-Strukturfonds für die Finanzierung der Jugendgarantie 

bereitgestellt werden müssen, und erinnert daran, dass die Schaffung von Arbeitsplätzen 

für junge Menschen eines der Hauptziele der Kohäsionspolitik darstellt, die vom EFRE 

und vom ESF unterstützt werden; betont jedoch, dass diese Bemühungen strukturelle 

Maßnahmen und Reformen nicht beeinträchtigen sollten, die erforderlich sind, um das 

Bildungssystem und den Arbeitsmarkt einiger Mitgliedstaaten für die Herausforderungen 
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der Zukunft zu wappnen; 

22. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, klare Zielvorgaben und Indikatoren 

für die Jugendgarantie-Regelung zu entwickeln, um die Auswirkungen dieser Initiative 

wirksam bemessen und bewerten zu können; 

23. unterstreicht die Bedeutung von Mobilitätsprogrammen für Studenten und fordert die 

Mitgliedstaaten auf, die geplante Erhöhung der Mittel zur Finanzierung dieser Programme 

im Rahmen des neuen MFR 2014−2020 zu unterstützen; weist auf die wichtige Rolle des 

vorgeschlagenen EU-Kreditgarantieprogramm für Master-Studenten im Vollzeit-Studium 

innerhalb der EU und in Drittländern hin, um die Jugendmobilität und das 

mehrdimensionale Hochschulranking weiter zu erleichtern; 

24. fordert die Kommission auf, in all ihre Programme spezifische Maßnahmen zur 

Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit aufzunehmen, wobei ein globaler und 

umfassender Ansatz im Einklang mit der Leitinitiative „Jugend in Bewegung“ im Rahmen 

der Strategie „Europa 2020“ zu befolgen ist; 

25. ruft die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass junge Menschen einen besseren Zugang 

zu Beschäftigungs- und Praktikumsangeboten bekommen, und dass eine grundlegende 

Anleitung zur Stellensuche in die Hochschulprogramme aufgenommen wird;  

26. erinnert daran, dass in den Bildungssystemen der Europäischen Union die Grundsätze der 

Gleichberechtigung und der Chancengleichheit gefördert werden sollten; fordert die 

Förderung aller erforderlichen Kompetenzen für einen leichteren Zugang zum 

lebensbegleitenden Lernen, das eine Grundvoraussetzung der Wissensgesellschaft 

darstellt; 
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